
Neue Justiz 11/86 447

Auslandsrundschau
Justiz in Österreich —
Bilanz und Ausblick
Dr. HARALD OFNER,
Bundesminister für Justiz der Republik Österreich

Die Rechts- und Justizentwicklung in Österreich ist seit Er­
richtung der Zweiten Republik durch schrittweise Befriedi­
gung eines Nachholbedarfs gekennzeichnet, der in seinen 
Wurzeln und Anfängen in das 19. Jahrhundert — in Teil­
bereichen bis zum Revolutionsjahr 1848 — zurückreicht. Die 
in diesem Rahmen in den vergangenen Jahren. — insbeson­
dere auch unter meinem unmittelbaren Amtsvorgänger 
Dr. Christian Broda — durchgeführte Rechtsreform hat nicht 
nur in Österreich selbst starke Akzeptanz, sondern in ihrer 
zugleich traditionsbewußten-wie gegenwartsbezogenen und 
zukunftsorientierten Gestaltung auch über die Grenzen der 
Republik hinaus Beachtung gefunden.

Die großen Rechtsreformen

Die Strafrechts- und die Familienrechtsreform verdienen es, 
in diesem Zusammenhang besonders hervorgehoben zu wer­
den. Mit ihnen sowie mit einer Reihe von weiteren neuen 
gesetzlichen Regelungen wie dem Konsumentenschutzgesetz, 
dem Mediengesetz, dem Unterhaltsvorschußgesetz und dem 
Bundesgesetz über die Sachwalterschaft für behinderte Per­
sonen ist legistisches Neuland erschlossen worden.

Die tragenden Gedanken des neuen Strafgesetzbuches, das 
mit 1. Jänner 1975 an die Stelle des Strafgesetzes aus dem 
Jahre 1803 getreten ist, haben mittlerweile tiefe Wurzeln im 
Rechtsbewußtsein der österreichischen Bevölkerung geschla­
gen. In Stichworten lassen sich diese Grundüberlegungen wie 
folgt zusammenfassen: Zweckstrafrecht, rationaler Rechts­
güterschutz, Rücknahme des Strafrechtes aus dem Bereich 
der Privatsphäre, Entkriminalisierung im Bagatellsektor, 
Entwicklung von Alternativen zur Freiheitsstrafe, vor allem 
in Gestalt der nach Tagessätzen berechneten, sozial gestaffel­
ten Geldstrafe, Ausbau der bedingten Verurteilung und der 
bedingten Entlassung, Abbau der Rechtsfolgen, automatische 
Tilgung Und Beschränkung der Auskunft aus dem Strafregi­
ster, Bewährungshilfe und — nicht zuletzt — wirksamer Schutz 
der Gesellschaft vor gefährlichen Rechtsbrechern. Hauptan­
liegen der meisten dieser Bestimmungen ist es, dem Verur­
teilten später die Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu 
erleichtern. Gerade die Tagessatz-Geldstrafe hat sich auch 
in der Praxis als wirksam und sozial gerecht erwiesen und 
zu einer erheblichen Zurückdrängung vor allem der kurzen 
Freiheitsstrafe geführt. Die Uneinbringlichkeitsquote der 
Geldstrafe hat sich als erfreulich niedrig herausgestellt.

Auch mit der Familienrechtsreform hat der österreichische 
Gesetzgeber den Veränderungen in einem Kernbereich der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit Rechnung getragen. Die, um­
fassende gesetzliche Neuregelung ist von den Grundsätzen 
der Gleichberechtigung und der Partnerschaft von Mann und 
Frau in der Ehe und im Verhältnis Zu ihren Kindern getra­
gen. Vermögensrechtliche Diskriminierungen der Frau im 
Eherecht sind beseitigt und der Schutz der Frau und der 
Kinder in unvollständigen Familien verstärkt worden. Zur 
Familienrechtsreform zählt auch die — nicht zuletzt inter­
national — als vorbildlich anerkannte Möglichkeit der staat­
lichen Unterhaltsbevorschussung für minderjährige Kinder.

Die gegenwärtige Gesetzgebungsperiode

Auch in der gegenwärtigen Gesetzgebungsperiode wurde und 
wird die österreichische Rechtsreform weitergeführt. Aufgabe 
der Rechtspolitik kann es zwar nach meinem Erachten nicht 
sein, der allgemeinen gesellschaftspolitischen Entwicklung in 
einer Art Pilotfunktion vorauszueilen, aber ohne kontinuier­
liche Weiterführung der Reform würde die Rechtsentwicklung 
binnen kurzer Zeit hinter der allgemeinen gesellschaftlichen 
Entwicklung nachhinken. Rasch würde sich dann das allge­
meine gesellschaftliche Bewußtsein und damit auch das 
Rechtsbewußtsein von der-geltenden Rechts- bzw. Gesetzes­
lage entfernen; Recht und Gesetz würden nur noch bedingt 
akzeptiert werden.

Ein Blick in die Zwischenbilanz der Justizpolitik nach 
Ablauf von dreieinhalb der vier Jahre dieser Gesetzgebungs­
periode zeigt, daß wesentliche der in der Regierungserklärung

vom 31. Mai 1983 dargestellten Vorhaben im Rahmen der 
Weiterführung der österreichischen Rechtsreform erfüllt wer­
den konnten. Vom Parlament sind insbesondere bereits ver­
abschiedet worden:
— Ein neues Arbeite- und Sozialgerichtsgesetz, das mit
1. Jänner 1987 die bestehende Kompetenzzersplitterung der 
Arbeite- und Sozialgerichtsbarkeit in Österreich beseitigen 
und Verfahrensbeschleunigungen mit sich bringen wird.
— Eine Novelle zum Konsumentenschutzgesetz mit dem Ziel 
eines Ausbaus des Rechtsschutzes bei sogenannten Haustür­
geschäften.
— Ein neues Gerichtsgebührengesetz, das Vereinfachungen 
und Erleichterungen für alle bei Gericht Einschreitenden ge­
bracht hat. Wer die Gerichte in Anspruch nimmt, weiß nun 
schon im voraus, was ihn dies an Gebühren kostet, und er 
hat die Möglichkeit, diese auf einfache, unbürokratische Weise 
zu entrichten.
— Eine Suchtgiftgesetznovelle, die einerseits Drogenhändler 
mit deutlich — auf bis zu 20 Jahren — angehobenen Straf­
sätzen bedroht, andererseits aber dann, wenn es sich um 
geringfügige Delinquenz, begangen durch selbst süchtige Tä­
ter, handelt, gesundheitspolitischen Maßnahmen den Vorzug 
gibt.
— Eine Mietrechtsgesetznovelle, die die Sanierung sowie die 
Anhebung des Standards von Wohnungen begünstigt und zu­
sätzliche Anreize bietet, mehr Wohnungen dem Markte und 
damit Wohnungssuchenden zuzuführen.
— Ein völlig neues Staatsanwaltschaftsgesetz, mit dem erst­
mals überhaupt eine Gesamtkodifikation des Organisations­
rechtes der staatsanwaltschaftlichen Behörden geschaffen, 
das Weisungsrecht transparenter gestaltet und eine Gewis­
sensschutzklausel für Staatsanwälte eingeführt worden sind.

Die nächsten legislativen Vorhaben

Nach Verabschiedung dieser und noch einer Reihe anderer — 
weniger erwähnenswerter — Justizgesetze werden nun im 
parlamentarischen Bereich weitere wichtige legislative Vor­
haben beraten: unter anderem ein Strafrechtsänderungsge­
setz 1986, ein Bundesgesetz über die Rechtsfürsorge für psy­
chisch Kranke in Krankenanstalten und ein neues Jügend- 
gerkhtsgesetz.c Darüber hinaus Wird im Justizministerium an 
der grundlegenden Neugestaltung zweier sehr bedeutender 
und auch umfangreicher Rechtsgebiete gearbeitet, nämlich 
des Außerstreitverfahrens und des Strafverfahrensrechtes.

Beim Strafrechtsänderungsgesetz 1986 handelt es sich um 
die erste umfassende Erneuerung strafrechtlicher, strafver­
fahrensrechtlicher und strafvollzugsrechtlicher Vorschriften 
seit Inkrafttreten der großen Strafrechtsreform des Jahres 
1975. Im Rahmen dieses Vorhabens sollen unter anderem 
neue Wege zur wirksameren Bekämpfung von Wirtschafts­
kriminalität und Korruption erschlossen, höhere Strafdro­
hungen für schwere Kindesmißhandlungen eingeführt und 
das Instrument der bedingten Entlassung ausgebaut werden. 
Es sollen aber auch noch weitere rechtspolitische Anliegen, 
wie etwa die Verbesserung der Rechtsstellung der Opfer 
strafbarer Handlungen — insbesondere von Sittlichkeitsdelik­
ten — im Strafverfahren, die Einführung von Strafbestim­
mungen gegen Computerkriminalität und neue, moderne 
Strafnormen zum Schutze der Umwelt, verwirklicht werden.

Mit dem Bundesgesetz über die Rechtsfürsorge für psy­
chisch Kranke in Krankenanstalten soll der Rechtsschutz von 
Personen, die zwangsweise in psychiatrischen Krankenan­
stalten auf genommen werden, Verbesserung finden. Die An­
zahl der Zwangsaufnahmen weist zwar sinkende Tendenz 
auf, doch entsprechen die geltenden Bestimmungen nicht 
mehr den rechtsstaatlichen Anforderungen unserer Zeit so­
wie dem erforderlichen Persönlichkeitsschutz der Kranken. 
Eine Reform dieses Rechtsgebietes erscheint daher dringend 
angezeigt. Es sollen nun die Grenzen der Einschränkung der 
Persönlichkeitsrechte im Interesse des psychisch Kranken 
abgesteckt und der Zwang in der Psychiatrie zur ultima ratio 
erklärt werden. Er soll hur dann zur Anwendung gelangen 
dürfen, wenn dem Patienten nicht auf andere Weise geholfen 
werden kann.

Die Notwendigkeit einer Gesamtreform der Jugendge­
richtsbarkeit liegt nicht in der Kriminalitätsentwicklung be­
gründet: Die Jugendkriminalität weist in Österreich seit 1982 
eine relativ stark sinkende Tendenz auf. Maßgebend für. das 
Reformbemühen ist vielmehr die Überlegung, die Neben- 
und Spätwirkungen von Verurteilung oder Strafhaft, die sich 
bei Jugendlichen oft erst zu einem Zeitpunkt im Arbeite-


